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20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 
   

 

 

 

 Änderungsantrag 
13.01.2022 

HHA 

Fraktion der AfD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

         
 Inhalt des Antrags: Streichung der Mittel für den Horizon-Anschubfonds 
 
Einzelplan  15 Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  15 02 Förderung der Wissenschaft und Forschung 
Buchungskreis: 2995 

 
Förderproduktnummer 
lt. Leistungsplan 

7 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Projektförderung von Hochschulen und im Hochschulkontext, 

Forschungseinrichtungen, Bibliotheken und Archiven  
 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 51.082,8 -1.048,6 50.034,2 
 Eigene Erlöse 3.766,7 -1.048,6 2.718,1 
 Produktabgeltung 47.316,1 0,0 47.316,1 

 
Verpflichtungsermächtigungen: Beträge in EUR 

 
 Verpflichtungsermächtigungen zu Titel       von um auf 
 Verpflichtungsermächtigungen 2023 830.000 ""0 830.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2024 0 ""0    0 
 Verpflichtungsermächtigungen 2025 0 ""0    0 
 Verpflichtungsermächtigungen 2026 0 ""0    0 
 Gesamtverpflichtung 830.000 ""   0 830.000 

 
 

 
 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags: 
Der betreffende Antrag auf Deckung eines Mehrbedarfs, welcher dem Haushaltsausschuss im Rahmen des 1. GZSG-
Maßnahmenpakets vorgelegte wurde, lässt eine zielgerichtete Investition der Mittel nicht erkennen. Zudem hat der 
Hessische Staatsgerichtshof geurteilt, dass das GZSG-Sondervermögen verfassungswidrig ist. Folglich sind die 
entsprechenden Erträge, insoweit sie nicht zur Abfinanzierung bestehender rechtlicher Verpflichtungen dienen, vollständig 
zu streichen. 

 
 

  Drucksache 20/7246 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung      
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Wiesbaden, 12. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der AfD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Robert Lambrou 
 

  
  

 
 

 


